Videoiiberwachung in 6ffentlich zuganglichen Raumen.

Das BVerwG hat den § 4 BDSG in der aktuellen Fassung flir europarechtswidrig erklért. Die
VideouiberwachungsmaRnahmen bei nicht-6ffentlichen Stellen sind nach dem Richterspruch nur

entsprechend den Voraussetzungen des Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f DSGVO mdglich. Urteil vom
27.03.2019

Welche Auswirkungen hat die Entscheidung nun fur die Praxis?

Die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts hat vor allem weitreichende praktische
Konsequenzen. Die Verantwortlichen, die VideolUberwachungsanlagen einsetzen und in der
datenschutzrechtlichen Dokumentation (beispielsweise in den Informationen nach Art. 13
bzw. Art. 14 DSGVO oder im Verzeichnis der Verarbeitungstatigkeiten gemaf Art. 30
DSGVO) fir die Videouberwachung § 4 BDSG als Rechtsgrundlage bisher angegeben haben,
haben nun die Dokumente anzupassen und auf Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f DSGVO zu verweisen.

Wobei in diesem Zusammenhang naturlich auch gepruft werden sollte, ob die gesetzlichen
Voraussetzungen entsprechend gegeben sind. Das Urteil im Volltext finden Sie
unter:BVerwG 6 C 2.18 , Urteil vom 27. Mérz 2019 _ Bundesverwaltungsgericht Relevant ist
diese Entscheidung insbesondere fir die Hinweisbeschilderung. Aufgrund des Urteils ist nun
endgultig klar, dass bei der Ausgestaltung der Hinweisschilder — mangels Anwendbarkeit von
8 4 Abs. 2 BDSG die allgemeinen Informationspflichten nach Art. 13, 14 DSGVO erfillt
werden miissen.

Was heif3t das nun im Klartext
Das Hinweisschild darf weiterhin so bleiben

Hinweisschild-Videoiberwachung farbig-A5

Achtung Video-Kontrolle Dieser Bereich wird (iberwacht

Aber der Informationsaushang und damit auch die Datenschutzdokumentation muss geandert
werden. Es ist nun auch wieder eine Vorabkontrolle erforderlich, denn nur dann kann

der genaue Zweck und die Begriindung fiir jede Kamera herausgefunden werden. In den
Datenschutz-Unterlagen/Dokumenten muss der Hinweis auf Art. 6 DSGVO erfolgen und kein
Hinweis auf das BDSG. Die zumeist verwendete Formulierung auf den Hinweisschildern
,Hausrecht* ist somit nicht mehr zuldssig.


https://dsgvo.news/eu-dsgvo/art-13-eu-dsgvo-informationspflicht-bei-erhebung-von-personenbezogenen-daten-bei-der-betroffenen-person
https://dsgvo.news/eu-dsgvo/art-13-eu-dsgvo-informationspflicht-bei-erhebung-von-personenbezogenen-daten-bei-der-betroffenen-person
https://dsgvo.news/eu-dsgvo/art-6-dsgvo-rechtmaessigkeit-der-verarbeitung
https://deutsche-datenschutzhilfe.de/wp-content/uploads/2019/10/BVerwG-6-C-2.18-Urteil-vom-27.-März-2019-_-Bundesverwaltungsgericht.pdf
https://deutsche-datenschutzhilfe.de/wp-content/uploads/2019/10/Hinweisschild-Videoüberwachung-farbig-A5.pdf
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Rn. 16; Scholz, in: Simitis, BDSG, 8. Aufl. 2014, § 6b Rn. 73). Der Berechtigte kann zwar aufgrund seines
Hausrechts missliebiges Verhalten zum Anlass nehmen, Besuchern "die Tiir zu weisen". Allerdings zeigt die
Regelungssystematik des § 6b Abs. 1 BDSG a.F., dass er sich nicht beliebig auf das Hausrecht berufen kann,
um eine Videoiiberwachung durchzufiihren. Vielmehr muss er sich auf ein berechtigtes Interesse, d.h. auf ei-
nen "guten Grund" stiitzen kénnen. Dies kann jedes subjektive Interesse sein, wenn es grundsitzlich schutz-
wiirdig und objektiv begriindbar ist (vgl. BT-Drs. 14/5793 S. 61).

Weshalb nun wieder VVorabkontrolle?

Wenn Sie das Urteil ganz genau lesen, dann finden Sie die Erklarung dafir im BVerwG 6 C
2.18 , Urteil vom 27. Mérz 2019 Bundesverwaltungsgericht auf Seite 6.

....Der Berechtigte kann zwar aufgrund seines Hausrechts missliebiges Verhalten zum Anlass
nehmen,Besuchern "die Tiir zu weisen". Allerdings zeigt die Regelungssystematik des § 6b
Abs. 1 BDSG a.F., dass er sich nicht beliebig auf das Hausrecht berufen kann, um eine
Videouberwachung durchzufthren.

Vielmehr muss er sich auf ein berechtigtes Interesse, d.h. auf einen "guten Grund" stutzen
konnen. Dies kann jedes subjektive Interesse sein, wenn es grundsatzlich schutzwiirdig und
objektiv begrundbar ist. (vgl. BTDrs. 14/5793 S. 61).

Wie das berechtigte Interesse festgestellt werden kann, ist in dieser als Vergleich
angefuhrten Bundestag Drucksache 14/5793 auf Seite 61-62 genau beschrieben. Wer also das
BVerwG-Urteil bislang noch nicht verstanden hat, kann sich hier schlauer machen:

Der Zweck der Videotiberwachung muss objektiv begriindbar sein - und dies geht nur mit
einer sogenannten "Vorabkontrolle. Die Zwecke der Videolberwachung miissen vor Beginn
der MaRnahme konkret festgelegt werden. Hierdurch wird die Nachprifung der
Erforderlichkeit der jeweiligen Beobachtungsmalinahme - etwa im Hinblick auf die
eingesetzte Technik - erleichtert. Deshalb ist zwingend eine Vorabkontrolle erforderlich,
bevor Kameras installiert werden.


https://deutsche-datenschutzhilfe.de/wp-content/uploads/2019/10/BVerwG-6-C-2.18-Urteil-vom-27.-März-2019-_-Bundesverwaltungsgericht.pdf
https://deutsche-datenschutzhilfe.de/wp-content/uploads/2019/10/BVerwG-6-C-2.18-Urteil-vom-27.-März-2019-_-Bundesverwaltungsgericht.pdf
https://deutsche-datenschutzhilfe.de/wp-content/uploads/2019/10/Bundestag-Drucksache-14_5793-Seite-61-62.pdf
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Drucksache 14/5793

Durch die Anderung des § 4b Abs. 6 wird die dort ent-
haltene Hinweispflicht auf die Mitteilung des Ubermitt-
lungszwecks beschrinkt. Die Mitteilung dient der
Beachtung des Zweckbindungsgebots nach Artikel 6
Abs. 1b der Richtlinie durch die Stelle, der die Daten
ubermittelt werden. Da das Zweckbindungsgebot nach
der Richtlinie nicht uneingeschrankt gilt, kann der Hin-
weis in deren Geltungsbereich keine weitergehende Wir-
kung entfalten.

Zu V 3 und 4 (§§ 4d Abs. 1, 4¢ BDSG)

Der Bundesrat hat um Priifung gebeten. ob in § 4d klar-
gestellt werden kann, dass sich die in dieser Vorschrift
begriindete Meldepflicht nicht auf jeden einzelnen Ver-
arbeitungsvorgang bezieht, sondern auf den Einsatz
eines automatisierten Verfahrens als Ganzes (Bundes-
ratsdrucksache 461/00 — Beschluss, S. 3, Nr. 2, 2. An-
strich). Die erbetene Klarstellung verstoBt nicht gegen
Artikel 18 Abs. | der Richtlinie, da dort Meldepflichten
fir den einzelnen Verarbeitungsvorgang nicht begriindet
werden. Der Begriff . Verfahren automatisierter Verar-
beitungen* trigt dem Anliegen des Bundesrates Rech-
nung. Die Anderung ist dementsprechend auch im Ein-
leitungssatz des § 4e vorzunehmen.

Zu V 5 (§ 4f Abs. 1 Satz 6 BDSG)

Die Anderung beruht auf einem Vorschlag des Bundes-
rates (Bundesratsdrucksache 461/00 — Beschluss, S. 5,
Nr. 4). Sie stellt klar, dass die Verpflichtung zur Bestel-
lung eines Beauftragten fiir den Datenschutz nicht auf
die Durchfiihrung einer Vorabkontrolle beschrinkt ist,
sondern fiir die gesamte Dauer der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten, fiir die eine Vorabkontrolle durch-
zufiihren ist, besteht.

Zu 'V 6 (§ 4g BDSG)

Die Anderung trigt dem Vorschlag des Bundesrates
(Bundesratsdrucksache 461/00 — Beschluss, S. 5, Nr. 5)
weitgehend Rechnung.

Bei den in § 6 Abs. 2 Satz 4 genannten Behorden muss
der Vorbehalt des Benchmens mit dem verantwortlichen
Behordenleiter jedoch beibehalten werden, da die Auf-
gabenerfiillung dieser Behorden die enge Begrenzung
des Kreises der mit einer Angelegenheit befassten und

Personen den Kreis der eine Videotiberwachung recht-
fertigenden Sachverhalte zu beschrinken, eine enge
Zweckbindung fiir die im Wege der Videoiiberwachung
gewonnenen personenbezogenen Daten vorzusehen und
die Transparenz fiir die Betroffenen zu erhohen.

Die besonderen Zulassigkeitsvoraussetzungen, die nach
den Absitzen 1, 3 und 5 in den verschiedenen Verarbei-
tungsphasen jeweils gesondert zu priifen sind. verfolgen
— unter Beriicksichtigung der im nicht dffentlichen Be-
reich zu beachtenden Grundrechtspositionen auch der
Betreiber von Videotechnik, etwa aus Artikel 12 und 14
GG — das Ziel, insgesamt eine restriktivere Verwendung-
spraxis herbeizufithren, ohne zugleich rechtlich schiit-
zenswerte Beobachtungszwecke auszuschliefien.

Zu Absatz 1

In Nummer | wird durch den gegeniiber dem Regie-
rungsentwurf erginzten Wortlaut (,zur Aufgabenerfiil-
lung offentlicher Stellen™) klargestellt, dass diese Vor-
schrift — ebenso wie z. B. § 4 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a,
§ 14 Abs. | Satz | und § 15 Abs. | Nr. 1 BDSG — nur fiir
offentliche Stellen im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufga-
benstellung gilt. Soweit bereichsspezifische Gesetze des
Bundes Regelungen zur Videoiiberwachung enthalten
(z.B. §21 Abs. 3, §§27 und 28 Abs.2 BGSG, § 16
Abs. I, § 23 Abs. 2 und § 26 BKAG sowie § 8 Abs. 2
Satz 1 i. V. m. § 9 BVerfSchG), sind diese abschlieBend,
so dass insoweit durch § 6b keine zusitzlichen Eingriffs-
befugnisse normiert werden.

Der Zweck ,,Wahrnehmung des Hausrechts™ (Nummer 2)
erfasstden Einsatz von Videotechnik sowohl durch 6ffent-
liche als auch durch nicht 6ffentliche Stellen.

Nummer 3 (,.zur Wahrnehmung berechtigter Interessen
fur konkret festgelegte Zwecke*), der allein den nicht of-
fentlichen Bereich betrifft, fiihrt gegeniiber dem Regie-
rungsentwurf (. Erfiillung eigener Geschiftszwecke™) zu
einer Einschrinkung der Zulissigkeit der Videotiberwa-
chung. Der Begriff ., Wahmehmung berechtigter Interes-
sen™ ist § 28 Abs. | Satz | Nr. 2 entlehnt, der als Aus-
nahmetatbestand eng auszulegen ist. Was ein berechtig-
tes Interesse der verantwortlichen Stelle sein kann, be-
stimmt sich nicht allein nach deren subjektiven
Interesse, z. B. durch Definition eines Geschiftszwecks,
sondern muss objektiv begriindbar sein. Von einer Wahr-

Einen interessanten Beitrag zu diesem Thema gibt es von derLandesdatenschutzbehérde
Rheinland-Pfalz

Die Videouberwachung des Gewerbebetriebs wird durch Art. 6 Abs. 1 lit. f DS-GVO
geregelt. 8 4 BDSG findet im nicht-6ffentlichen Bereich, also bei der Durchfiihrung einer
Videouberwachung durch natlrliche Personen oder juristische Personen des Privatrechts,
keine Anwendung. Dies hat das Bundesverwaltungsgericht in seinem Urteil vom 27.03.2019,

Az. 6 C 2/18 klargestellt. Sofern Beschaftigte von der Videolberwachung betroffen sind, ist
auBerdem 8§ 26 BDSG zu beachten. Die Videouberwachung von Beschaftigten ist nur in eng
begrenzten Ausnahmefallen zuléssig.

Die rechtmé&Rige Durchfiihrung einer Videouberwachung unterliegt dariiber hinaus
umfangreichen formellen VVorgaben. Die Videotiberwachung muss nicht nur fair und
transparent erfolgen — die Verantwortliche muss diese Datenverarbeitung auch sorgféltig
dokumentieren, Art. 5 DS-GVO. Verstole gegen diese formellen Vorgaben kénnen
erhebliche Geldbuf3en nach sich ziehen.


https://www.gesetze-im-internet.de/bdsg_2018/__4.html
https://www.bverwg.de/270219U6C3.18.0
https://www.bverwg.de/270219U6C3.18.0
https://www.gesetze-im-internet.de/bdsg_2018/__26.html
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Voraussetzungen der Videoiiberwachung

Bei einer Videouberwachung sind die Interessen des Verantwortlichen gegen die Interessen
der betroffenen Personen abzuwagen. Diese Interessenabwagung erfolgt auf Grundlage von
Art. 6 Abs. 1 lit. f DS-GVO.

Das berechtigte Interesse muss konkret benannt werden. Dies sollte sich nicht auf einen
pauschalen Verweis — etwa auf das Hausrecht oder den Eigentumsschutz — beschranken.
Stattdessen sollte ein klarer Bezug zum Verwendungszweck und der Gefahrdungslage
ersichtlich sein.

Auch der Bundestag bestatigt ausdruicklich das Gerichtsurteil und stellt in einer eigens
veroffentlichen Drucksache 14/5793 fest, das Videouberwachung nur noch gem. Art. 6
DSGVO gilt.

Der Deutsche Bundestag stellt in der Drucksache 19/11181 — 16 — Deutscher Bundestag —
19. Wahlperiode vom 26.06.2019 stellt der Bundestag unter den folgenden Punkten fest:

7. davon abgesehen wird, die gesetzlichen Schwellen fiir die Bestellpflicht von
betrieblichen Datenschutzbeauftragten zu lockern oder gar vollstandig abzuschaffen, (
von 10 auf 20)

8. die sich aus dem Nebeneinander des KUG und der DSGVO ergebenden
Rechtsunsicherheiten durch eine klarstellende gesetzliche Regelung beseitigt werden,

9. gemal Urteil des BVerwG vom 27.03.2019 (6 C 2.18) klargestellt wird, dass
private Videoliberwachungen ausschliefl3lich nach Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1
Buchst. f DSGVO zu beurteilen sind,

Die Dokumentation des Verwendungszweckes und der Interessenabwagung ist im
Rahmen einer sogenannten VVorabkontrolle durchzufthren.

Download: Videotiberwachung des Gewerbebetriebs

Art. 6 DSGVO RechtmaRigkeit der Verarbeitung

Art.13 DSGVO Informationspflicht bei Erhebung von personenbezogenen Daten bei der
betroffenen Person

Art. 14 DSGVO Informationspflicht



http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/111/1911181.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/111/1911181.pdf
https://deutsche-datenschutzhilfe.de/wp-content/uploads/2019/10/Videoüberwachung-des-Gewerbebetriebs.pdf
https://dsgvo.news/eu-dsgvo/art-6-dsgvo-rechtmaessigkeit-der-verarbeitung
https://dsgvo.news/eu-dsgvo/art-13-eu-dsgvo-informationspflicht-bei-erhebung-von-personenbezogenen-daten-bei-der-betroffenen-person
https://dsgvo.news/eu-dsgvo/art-13-eu-dsgvo-informationspflicht-bei-erhebung-von-personenbezogenen-daten-bei-der-betroffenen-person
https://dsgvo.news/eu-dsgvo/art-14-dsgvo-informationspflicht

